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C’est avec une grande 
satisfaction que les 
Verts du Jura bernois 
ont pris connaissance 
des résultats dans leur 

arrondissement électoral. Malgré une 
plus forte concurrence, le pourcen-
tage de suffrages obtenus n’est que 
légèrement inférieur à celui de 2010. 
Nous sommes heureux d’avoir pu 
conserver le siège de notre député, 
Pierre Amstutz. Mathieu Chaignat 
a été élu au Conseil du Jura bernois; 
nous y avons ainsi maintenu un siège. 
Nous saluons la réélection d’un gou-
vernement à majorité rose-verte avec 
Bernhard Pulver, Philippe Perrenoud, 
Barbara Egger-Jenzer et Andreas 
Rickenbacher.
Nous adressons nos félicitations aux 
élus et leur souhaitons plein d’énergie 
et de satisfactions dans leur fonction. 

Olivier Gerber, 
président des Verts du Jura bernois

Herausragendes Merkmal der 
Grossratswahlen 2010 war der 
Erfolg der BDP, welche aus dem 
Stand 25 Mandate eroberte. Vier 
Jahre später war es erneut die 

BDP, welche die Wahlen prägte: Mit 11 Mandats-
verlusten nun aber in die andere Richtung. Davon 
profitierten die SVP mit fünf und die GLP mit sie-
ben Mandatsgewinnen. Bei den anderen Parteien 
gab es bloss kleinere Verschiebungen.

Grüne und Junge Grüne (s. Seite 2) konnten 
auf gesamtkantonaler Ebene ihren Stimmenan-
teil halten. Unter Miteinbezug der Grünen Partei 
Bern und der Jungen Alternative JA! resultierte 
ein Stimmenanteil von 10,2 Prozent. Dieses Re-
sultat ist ermutigend. Abgesehen von den Aus-
nahmejahren 2006 und 2007, als mitten in der 
intensiven Klimadebatte Spitzenergebnisse von 
fast 13 Prozent resultierten, erzielten die Grünen 
nie ein besseres Ergebnis.

Turnaround im Oberaargau
Erfreulich ist, dass in den beiden für die Grünen 
eher schwierigen Wahlkreisen Oberaargau und 

«Überwiegende Zufriedenheit» – so haben die Grünen ihre Befindlichkeit nach den Grossratswahlen 
auf eine Kurzformel gebracht. Die Verteidigung des Wähleranteils und die Rückeroberung von einem 
im Verlauf der Legislatur verlorenen Sitz sind der verdiente Lohn für eine engagierte Wahlkampagne. 
Bedauerlich ist, dass die Grünen nicht mehr vom erdrutschartigen Verlust der BDP profitieren konnten.

Ein ermutigendes Ergebnis
Auswertung der Grossratswahlen vom 30. März 2014

Félicitations 
aux élus

bewegt 
ökologisch konsequent. sozial engagiert. global solidarisch

www.gruenebern.ch

Kanton Bern

Zeitung der Grünen Kanton Bern  Nr. 31 I April 2014

Emmental der Turnaround geschafft wurde. Im 
Oberaargau konnte der Wähleranteil gegenüber 
2010/2011 um einen knappen Prozentpunkt ge-
steigert werden. Die tolle Wahlliste der Grünen 
Oberaargau, die von einer attraktiven Frauenlis-
te der Jungen Grünen ergänzt wurde, trug viel zu 
diesem guten Ergebnis bei. Bedauerlich ist, dass 
ein Sitzgewinn an lumpigen 44 Stimmen schei-
terte. Vier (!) zusätzliche WählerInnen hätten für 
den Sitzgewinn gereicht. Gereicht hätte es auch, 
wenn sich die GLP statt der EDU der Listenver-
bindung von Grünen und SP angeschlossen hät-
te; nun haben die GLP-Stimmen zu einem Sitzge-
winn für die erzkonservative EDU geführt.

Gute Ergebnisse in Biel-Seeland und Oberland
Erfreulich ist die Steigerung des Wähleranteils 
im Wahlkreis Biel-Seeland; gleichwohl muss ein 
drittes Mandat in Biel-Seeland das klare Ziel 
sein. Mit zusätzlichen 4000 Stimmen (was ei-
ner bescheidenen Steigerung des Wähleranteils 
um 0,35 Prozentpunkte entspricht), wäre dies 
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erreichbar gewesen. Bemerkenswert ist die Stei-
gerung des Wähleranteils im Wahlkreis Berner 
Oberland, namentlich in der Region Interlaken-
Oberhasli. In allen Wahlkreisen mit einem Wäh-
leranteilswachstum lag der Schlüssel zum Erfolg 
im guten Abschneiden in den Zentrumsstädten 
(Langenthal, Burgdorf, Biel, Interlaken). Dies 
belegt, dass aktive Ortsparteien von zentraler 
Bedeutung sind. Weniger erfreulich ist die Ent-
wick-lung in Thun. Hier ist der Wähleranteil auf 
sieben Prozent eingebrochen; vor vier Jahren wa-

Und Rot-Grün hat 
doch gehalten

Sonntag, 30. März, 
um 18.00 Uhr im Rat-
haus. Die Spannung 
war gross: Schafft die 
rot-grüne Regie-

rungsmehrheit die Wiederwahl? Die 
Antwort war: Ja! Philippe Perrenoud 
hat dank seinem guten Abschneiden 
im Berner Jura die rot-grüne Regie-
rungsmehrheit durchs Ziel gebracht. 
Das geometrische Mittel hat seine 
Funktion erfüllt: Der Jura-Sitz in der 
Berner Regierung soll sowohl den 
Willen des gesamten Kantons, als 
auch den Willen des Berner Juras 
widerspiegeln.
Mein persönliches Resultat freut 
mich sehr, hatte ich doch zahlreiche 
schwierige Dossiers, mit denen ich 
mir keine Freu(n)de machen konnte – 
zum Beispiel die Pensionskassenvor-
lage oder Sparpakete. Trotzdem habe 
ich im Vergleich zu 2010 nochmals 
fast 10000 Stimmen dazugewonnen. 
Über 52 Prozent der Stimmenden 
haben den Namen eines Grünen auf 
den Regierungsrats-Wahlzettel ge-
schrieben. Angesichts der deutlichen 
bürgerlichen Mehrheit in unserem 
Kanton ist das für uns Grüne ein sehr 
positives Zeichen. Ich nehme es als 
Auftrag, die Arbeit der letzten Jahre 
weiterzuführen und auch in Zukunft 
meine Art der Politik zu vertreten.
Ich bin froh, dass wir Grünen unsere 
Sitze im Grossen Rat halten konn-
ten. Denn für die nächste Legislatur 
stehen wichtige Fragen an: Welche 
strategischen Schwerpunkte setzen 
wir? Wie bringen wir die Energie-
wende voran? Wie kommen wir im 
Grossen Rat zu einer langfristigen 
Strategie – weg von kurzfristiger 
Sparpolitik? Diese Fragen wurden an 
unserer Delegiertenversammlung im 
März an einem spannenden Podium 
diskutiert. Die Grünen, aber auch 
ich als Regierungsratskandidat (vgl. 
meine Wahlplattform) haben strate-
gische Überlegungen für die Zukunft 
dargelegt. Sie bleiben aktuell und 
darauf bin ich stolz.
Ich freue mich auf die Zusammenar-
beit und die nächsten vier Jahre.

Bernhard Pulver, Regierungsrat und 
Erziehungsdirektor

ren es noch 8,2 Prozent, im Rekordjahr 2006 gar 
12,6 Prozent. Eine mögliche und partielle Erklä-
rung ist der Umstand, dass Thun ohne bisheriges 
Grossratsmitglied antreten musste.

Wie geht es im Grossen Rat weiter?
Das Wahlergebnis wird im Grossen Rat eine rela-
tive Stärkung der Grünen bewirken, welche mit 
der Wahlniederlage der BDP zur viertgrössten 
Fraktion avanciert sind. Das wird sich erfreuli-
cherweise in zusätzlichen Kommissionssitzen 

niederschlagen. Falls sich die BDP 
in der neuen Legislatur vermehrt 
von SVP und FDP lösen sollte, sind 
von Fall zu Fall neue Mehrheiten 
denkbar – andernfalls ist jedoch 
wenig Bewegung zu erwarten. Ein 
Wermutstropfen am Wahlergebnis 
ist die tiefe Stimmbeteiligung, die 
gegenüber 2010 noch weiter gesun-
ken ist. 

Blaise Kropf, Grossrat, 
Präsident Grüne Kanton Bern

Grossratswahlen 2014 – eine Erfolgsgeschich-
te für die Jungen Grünen (JG). In der Stadt Bern 
sind die JG mit einer vollen Liste mit 20 Kandi-
dierenden angetreten, im Oberaargau haben 
sechs junge Frauen auf einer JG-Liste kandi-
diert. In der Region Thun haben die JG acht von 
17 Kandidierenden gestellt, in Mittelland-Süd, 
Biel und Seeland je vier, auf den restlichen Lis-
ten überall mindestens zwei. 56 Junge Grüne – 
davon 39 Frauen – sind ins Rennen um einen der 
heiss begehrten Grossratssitze gestiegen. Zwar 

hat niemand von uns einen Sitz gemacht. Aber 
die Resultate dürfen sich sehen lassen: In der 
Stadt Bern erzielten die JG 1,8, im Oberaargau 
1,4 Prozent Wähleranteil. Damit dürfen sich die 
Grünen Kanton Bern Mutter der wählerstärks-
ten Jungpartei des Kantons nennen.

Roman Gugger, 
Co-Präsident Junge Grüne Kanton Bern, Thun
Rebekka Strub, 
Junge Grüne Oberaargau, Madiswil

Stärkste Jungpartei des Kantons

Wahlergebnisse der Grünen in den Wahlkreisen, in Prozent: 

Wahlkreis Ergebnis 2014 Ergebnis 2010 Veränderung

Oberaargau 5,87 5,06 +0,81

Oberland 6,28 5,43 +0,85

Thun 6,98 8,23 –1,25

Jura Bernois 7,22 8,70 –1,48

Emmental 7,49 7,10 +0,39

Mittelland-Nord 9,00 9,13 –0,13

Biel-Seeland 9,38 8,48 +0,90

Mittelland-Süd 10,02 10,01 +0,01

Bern (inkl. GPB und JA!) 24,03 25,16 –1,13
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Das neue Pensionskassengesetz 
trägt die Handschrift von Erzie-
hungsdirektor Bernhard Pulver. 
Mit akribischer Arbeit hat er im 
Minenfeld der beruflichen Vor-

sorge eine Lösung erarbeitet, die im Grossen Rat 
mit Ausnahme der SVP von allen mitgetragen 
wurde.

Ausgewogene Hauptvorlage verdient ein Ja
Die Hauptvorlage sieht erstens einen Wechsel 
zum Beitragsprimat vor, der dank einer Über-
gangsregelung personalverträglich ausgestaltet 
ist. Zweitens müssen die beiden Pensionskassen 
innerhalb von 20 Jahren einen Deckungsgrad von 
100 Prozent erreichen. Der Kanton Bern unter-
stützt dies mit einer teilweisen Schuldanerken-
nung; die aktiv Versicherten tragen ihren Anteil 
mit Finanzierungsbeiträgen bei. Drittens wird 
die erforderliche Beitragsdauer auf 40 Jahre er-
höht. Die Hauptvorlage ist somit eine zwar har-
te, aber faire Lösung. Sie entspricht den berech-
tigten Anliegen des Personals – ohne die ganze 
Schuldenlast dem Kanton zu überbürden.

Pensionskassen und Handänderungssteuer: Am 18. Mai 2014 steht viel Geld auf dem Spiel

Verantwortung und Ver-
nunft statt Experimente
Am 18. Mai stimmen wir im Kanton Bern über zwei finanziell gewichtige Vorlagen ab. Die Grünen set-
zen sich für ein doppeltes Ja zum Pensionskassengesetz (Stichfrage: Hauptvorlage) und für ein Nein 
zur Senkung der Handänderungssteuer ein.

Besser Eventualantrag als doppeltes Nein
Beim Eventualantrag ist die Schuldanerkennung 
400 Mio. Franken tiefer, was die Belastung der 
ArbeitnehmerInnen erhöht. Bei einem Scheitern 
des Pensionskassengesetzes müssten jedoch Sa-
nierungsbeiträge erhoben werden, welche allein 
bei ArbeitnehmerInnen bis zu 5,8 Prozent betra-
gen würden. Die Belastung wäre massiv höher. 
Die Grünen sagen deshalb auch Ja zum Eventual-
antrag. Bei der Stichfrage bevorzugen die Grünen 
klar die Hauptvorlage.

Nein zu Handänderungssteuer-Vorlage
Beim Gesetz über die Handänderungssteuer geht 
es um einen Vorlage, die als Gegenvorschlag zu ei-
ner mittlerweile zurückgezogenen Initiative zur 
Abschaffung der Handänderungssteuer konzi-
piert wurde. Allerdings: Die jährlichen Minderein-
nahmen von 25 Mio. Franken kann sich der Kan-
ton Bern nicht leisten. Deshalb sagen die Grünen 
klar Nein zu dieser verantwortungslosen Vorlage.

Regula Tschanz, 
Geschäftsführerin Grüne Kanton Bern

La seconde, 
c’est la bonne! 
Vraiment?

L’essentiel est sauf: la 
Ville de Bienne dispose 
d’un budget pour 
2014. Les Verts sont-ils 
satisfaits? Partielle-

ment. On votait le 30 mars sur deux 
variantes: un budget sans hausse 
d’impôts qui met des institutions 
en danger (cuisine populaire, main ten-
due) et l’autre avec une hausse de 0.05 
mais l’assurance de maintenir à moyen 
terme des prestations indispen-
sables pour les plus fragiles. Les deux 
variantes étaient cependant meil-
leures que les coupes irresponsables 
refusées par le peuple en novembre.
Si la première variante a été plébiscité 
à la question subsidiaire, la variante 2 
a elle aussi été acceptée. Le message 
est clair: une majorité des votants 
s’oppose au démantèlement même 
s’il faut mettre la main à la poche 
pour compenser les baisses d’impôts 
cantonale et fédérale. Et ça ne va pas 
s’améliorer avec la 3e réforme scanda-
leuse de l’imposition des entreprises.
On ne va donc pas s’arrêter là. Il faut 
maintenant continuer de mobiliser 
les jeunes, les chômeurs, les artistes, 
les familles, les retraités. Le budget 
accepté nous permet de garder la 
tête hors de l’eau, mais la pression 
insupportable sur le personnel de 
l’administration et sur les prestations 
sociales et culturelles va reprendre 
avec la volonté avouée de la droite 
et du centre d’économiser encore 
davantage là où les dégâts seront 
irréversibles. On paie déjà dans les 
communes les décisions bourgeoises 
du Grand Conseil. Allez encore plus 
loin au niveau communal, c’est faire 
hara-kiri.
Notre travail de terrain a porté ces 
fruits: à Bienne, nous avons récolté 
1.6% de voix en plus aux élections 
pour le Grand Conseil grâce à notre 
engagement crédible.
Chers élus bernois: courage! Ça vaut la 
peine de se battre.

Pablo Donzé, urbaniste spécialisé 
en mobilité, conseiller de ville, 
président de groupe, Bienne
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Mühleberg vom Netz

Im September 2011 hat ein 
parteiunabhängiges Komitee 
die kantonale Initiative «Müh-
leberg vom Netz» lanciert. 
Die Initiative fordert, dass der 
Kanton Bern als Mehrheitsak-
tionär der BKW für die sofor-
tige Ausserbetriebnahme des 
AKW Mühleberg sorgt. Die 
Grünen Kanton Bern engagie-

ren sich zusammen mit weiteren kantonalen 
Organisationen und Parteien für ein Ja am 
18. Mai. Risse im Kernmantel, mangelhafte 
Notkühlung, keine ausreichende Erdbebensi-
cherheit, mangelhafter Brandschutz, ungesi-
chert gegen einen Flugzeugabsturz und unter 
einer alten Staumauer gebaut: Angesichts der 
bestehenden Mängel stellt der Uraltreaktor 

■ Jetzt letzte Unterschriften sammeln! Mit 
der Stopp-Fracking- und der Kulturland-Initia-
tive wollen die Grünen einen sorgfältigeren 
Umgang mit Umwelt und Landschaft veran-
kern. Wir stehen kurz vor Abschluss der Sam-
melphase. Unterschreiben Sie jetzt noch die 
beiden Initiativen (www.gruenebern.ch) und 
schicken Sie uns bereits gesammelte Unter-
schriften umgehend zurück.
■ Petition: Der Grosse Rat hat im Herbst 2013 
beschlossen, die knapp bemessene Hilfe für den 
Lebensunterhalt armutsbetroffener Menschen 
um 10 Prozent zu reduzieren. Unterschreiben 
Sie die Petition für ein soziales Existenzmini-
mum: www.soziales-existenzminimum.ch.

■ 03.05.2014: Grüner Stammtisch. 10-11 Uhr, 
Marktplatz, Nidau. Weitere Daten: 07.06. und 
05.07.
■ 05.05.2014: HV Grüne Emmental. 19 Uhr, 
Burgdorf. www.gruene-emmental.ch.
■ 08.05.2014: Klimageschichte(n) aus dem 
ewigen Eis. Informationsabend mit dem Kli-
maforscher Simon Schüpbach: Einblicke in 
die Klimaforschung, Bilder von Forschungs-
aufenthalten, Lehren für Politik und Alltag. 
19.30 Uhr, Restaurant Kreuz, Bernstr. 157, 
Zollikofen. www.gfl -zollikofen.ch.
■ 09.05.2014: MV Grüne Mittelland-Nord mit 
anschliessendem Apéro. 18 Uhr, Casa d’Italia, 
Bühlstrasse 57, Bern.

■ 24.05.2014: Velo-Heimlieferdienst der 
Grünen Bantiger. 9-15 Uhr, Talgut-Zentrum, 
Ittigen. Anmeldung für HelferInnen: 
sebastian.schlaefl i@gmail.com.
■ 26.06.2014: Exkursion der GFL Zollikofen 
nach Freiburg (DE). Führung durch den sozio-
ökologischen Modellstadtteil Vauban. 
www.gfl -zollikofen.ch.
■ 30.06.2014: Bräteln auf dem Harnischhut 
mit Flurbegehung. Ab 15 Uhr, Harnischhut 
206, Bolligen. Anmeldung: 
alice.zbinden@sunrise.ch.
■ 05.07.2014: 10-Jahre-Jubiläum Junge Grüne 
Schweiz. Ab 15 Uhr, «Heitere Fahne», Dorfstr. 
22/24, Wabern. www.jungegruene.ch.

ein nicht hinnehmbares Risiko für die Bevöl-
kerung dar. Ein denkbarer, im Grossen Rat 
aber chancenloser Kompromiss zur Initiative 
«Mühleberg vom Netz» wäre für die Grünen 
ein Gegenvorschlag mit der Ausstiegsfrist 
2017 gewesen, wie sie auch die nationale 
Atomausstiegsinitiative der Grünen mit einer 
Laufzeitbeschränkung auf 45 Jahre fordert.

Politischer Druck bleibt dringend nötig
Mit der letztjährigen Ankündigung der BKW, 
das AKW 2019 vom Netz zu nehmen, hat sich 
die Ausgangslage seit der Lancierung der Ini-
tiative nur teilweise verändert. Was vielen 
nicht bewusst ist: Die von der BKW angekün-

digte Ausserbetriebnahme 2019 ist lediglich 
eine Absichtserklärung ohne verbindlichen 
Charakter. Das wurde vom Bundesrat im letz-
ten Dezember vor dem Nationalrat bestätigt. 
Entsprechend viel Bedeutung kommt dem 
politischen Druck zu. Die Grünen engagieren 
sich darum überzeugt für ein Ja am 18. Mai 
und tragen so dazu bei, den Druck für eine 
frühzeitige Ausserbetriebnahme von Mühle-
berg zu erhöhen.

Anna-Katharina Zenger, 
Vize-Präsidentin Grüne Kanton Bern
Jan Remund, 
Vize-Präsident Grüne Kanton Bern

Kantonale Abstimmung vom 18. Mai 2014

Mit einem Ja zur kantonalen Initiative «Müh-
leberg vom Netz» haben die BernerInnen 
am 18. Mai die Gelegenheit, die rasche und 
verbindliche Ausserbetriebnahme des AKW 
Mühleberg zu erwirken.

Aktiv

Velo-Protest gegen das AKW Mühleberg: Zum dritten Jahrestag der Katastrophe in Fukushima 
radelten im März rund 150 Personen nach Mühleberg.
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Die Mieten sind in der Stadt 
Bern gegenüber 2003 um rund 
14 Prozent gestiegen. Viele 
Menschen, insbesondere Fa-
milien, haben grosse Mühe, 
bezahlbare Wohnungen zu 
fi nden. Gleichzeitig wird aus-
serhalb der Stadt Kulturland 
überbaut. Damit alle eine pas-
sende Wohnung fi nden und 

die Umwelt nicht unter Bauwut und Pendler-
strömen leidet, setzen sich die Grünen für 
bezahlbaren und verdichteten Wohnraum an 
gut erschlossener Lage ein. Immobilienspeku-
lation, die die Preise auf dem Wohnungsmarkt 
massgeblich mitbestimmt, muss verhindert 
und Genossenschaften und gemeinnützige 
Bauprojekte müssen gefördert werden.

Wohninitiative bremst Kostenexplosion
Die Stadt Bern ist eine bescheidene Grund-
eigentümerin und hat entsprechend nur be-
grenzt die Möglichkeit, den Markt entschei-
dend zu beeinfl ussen. Deshalb braucht es 

Stadt Bern: Abstimmung vom 18. Mai 2014

Initiative für bezahlbare Wohnungen
Am 18. Mai entscheiden die Stadtberner 
Stimmberechtigten über die Initiative für be-
zahlbare Wohnungen. Das Grüne Bündnis und 
die Grüne Freie Liste sind Mitglieder des über-
parteilichen Komitees, das mit der Initiative 
der masslosen Spekulation mit Immobilien 
Einhalt gebieten und gleichzeitig durch Ver-
dichtung ein ökologisches Ziel erfüllen will.

Die Alpar AG, Betreiberin des 
Flughafens Bern-Belp, hat 
beim Bundesamt für Zivilluft-
fahrt (BAZL) ein Gesuch für 
die Einführung eines satelli-

tengestützten Anfl ugs von Süden durch das 
Aaretal eingereicht. Mit dem heute vorhan-
denen Instrumentenlandesystem werden 
grössere Flugzeuge auf einem gesicherten 
Flugpfad von Norden her über die Stadt oder 
über Rubigen auf den Flughafen geleitet. Die 
meisten Abfl üge der grösseren Flugzeuge er-
folgen heute über Münsingen. 
Das neue Anfl ugsystem durch das Aaretal 
macht den Flugplatz vor allem für die Lini-
en-, Charter-, Privat- und Businessfl ugzeuge 
attraktiver. Der Preis: In Münsingen würden 
die Flugzeuge ca. 250 Meter über dicht besie-
deltem Gebiet anfl iegen. 

Ende Januar hat der Gemeinderat im Schloss-
gutsaal in Münsingen eine öffentliche In-
formationsveranstaltung organisiert. 700 
besorgte Personen sind der Einladung ge-
folgt. Den VertreterInnen der Alpar AG ist es 
nicht gelungen, die Skepsis der Bevölkerung 
auszuräumen. Zudem hat die Bevölkerung 
von Münsingen den Gemeinderat in einer 
Petition aufgefordert, eine rechtsgültige 
Einsprache einzureichen, Einfl uss auf das 
Betriebsreglement des Flughafens Bern-Belp 
zu nehmen und fair und offen zu informieren. 
Die Petition wurde von 677 Personen unter-
zeichnet. 
Der Gemeinderat Münsingen hat mit einer 
Einsprache die Interessen der Gemeinde 
wahrgenommen. Sie fordert, dass der Um-
weltverträglichkeitsbericht (UVB) zu überar-
beiten sei, da wesentliche Grundlagen nicht 

aktuell sind (Bevölkerungszahlen, Anzahl der 
Flüge, Flughöhen, Lärmberechnungen).
Das Betriebsreglement sei in diversen Punk-
ten anzupassen (u.a. eine verbindlich geregel-
te Kontingentierung für alle Flugzeugkatego-
rien, Verteilung Nord/Süd).
Nebst der Gemeinde Münsingen haben 30 
weitere Gemeinden aus dem Aaretal und der 
Umgebung Einsprache erhoben. Zudem ha-
ben über 300 Privatpersonen, Verbände und 
Organisationen die Einsprachemöglichkeit 
genutzt.
Gespannt warten wir auf den Entscheid 
des Bundesamtes und hoffen auf eine fai-
re Verhandlung und eine einvernehmliche 
Lösung.

Beat Moser, 
Gemeindepräsident Münsingen, Grüne

Südanfl ug auf Flughafen Bern-Belp

die Wohninitiative. Mit einer Änderung der 
Bauordnung sollen neu auch Private in die 
Pfl icht genommen werden. Erstens bei Neu-
einzonungen oder Umzonungen: Wenn ein 
Grundstück umgezont wird, müsste bei einer 
Annahme der Initiative mindestens ein Drit-
tel der gebauten Wohnungen preisgünstig 
oder gemeinnützig vermietet werden. Zwei-
tens wird ein Anreiz für verdichtetes Bauen 
geschaffen: Bei Neu- oder Umbauten erhielte, 
wer die Wohnungen preisgünstig vermietet, 
einen Nutzungsbonus von 20 Prozent. So 
könnte beispielsweise ein zusätzliches Stock-
werk angebaut werden. Drittens statuiert die 
Wohninitiative auch eine neue Ausrichtung 
der Wohnbaupolitik, indem die Förderung des 
gemeinnützigen Wohnungsbaus explizit als 

Ziel in die Bauordnung aufgenommen wird. 
Mit der Wohninitiative wird den steigen-

den Mieten endlich Einhalt geboten. Wenn 
ein substanzieller Teil der Wohnungen in der 
Stadt Bern nach dem Prinzip der Kostenmie-
te (nur effektive Kosten werden verrechnet) 
vermietet wird, bremst das die Explosion der 
Marktmieten. Studien zeigen, dass solche 
Wohnungen längerfristig bis zu 20 Prozent 
günstiger sind als der Durchschnitt. 

Stéphanie Penher, Stadträtin GB und 
Fraktionspräsidentin GB/JA!
Daniel Klauser, Stadtrat GFL und 
Fraktionspräsident GFL/EVP

Mehr Infos: www.wohnenfueralle.ch
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Für die Grossratswahlen vom 30. März hat-
ten sich die Grünen bewusst das im heutigen 
Umfeld ambitiöse Ziel gesetzt, die Fraktions-
stärke von 2006 mit 19 Mandaten wieder zu 
erlangen. Obwohl dieses Ziel nicht erreicht 
wurde, konnten die Grünen das Ergebnis am 
Wahlabend überwiegend zufrieden zur Kennt-
nis nehmen. So konnten die Grünen den im 
Verlauf der letzten Legislatur im Emmental 
verlorenen Sitz wieder zurückgewinnen und 15 
Gewählten aus acht Wahlkreisen gratulieren. 
Die Wiederwahl von 12 Bisherigen ist der ver-
diente Lohn für ihre glaubwürdige politische 
Arbeit im Grossen Rat. Mit dem Biobauer Kilian  

Grüne Grossratsfraktion: 15 vielfältig engagierte Grüne starten in die Legislatur 2014 bis 2018

Mit Power in die neue Legislatur
Bei den Wahlen vom 30. März konnten die Grünen ihren Wähleranteil weitgehend verteidigen 
und einen der beiden im Verlauf der letzten Legislatur verlorenen Sitze zurückgewinnen. Die 
Grünen Kanton Bern gratulieren ihren 15 neu- und wiedergewählten Grossratsmitgliedern und 
wünschen ihnen viel Erfolg und Gelingen bei ihrer Tätigkeit im Grossen Rat.

Baumann aus Suberg, Andrea de Meuron, 
Stadträtin und Fraktionspräsidentin in Thun, 
und Michel Seiler, Heimleiter und bis 2012 Ge-
meindepräsident von Trubschachen, wird die 
Grossratsfraktion durch drei neugewählte 
aber äusserst politikerfahrene Persönlich-
keiten gestärkt. Neben den 15 auf Listen der 
Grünen Kanton Bern gewählten Grossrats-
mitgliedern wurde in der Stadt Bern Simone 
Machado Rebmann von der GPB-DA gewählt, 
die auf nationaler Ebene ebenfalls zu den Grü-
nen Schweiz gehört. Damit ist die Stadt Bern 
auch künftig mit sechs grünen Mandaten im 
Grossen Rat vertreten. Mehr Informationen zu 

den Grossratsmitgliedern der Grünen finden 
Sie auf unserer Website: 
www.gruenebern.ch/personen/grosser-rat.

Schmerzlich ist für die Grünen, dass es 
Silvia Lüthi nicht zur Wiederwahl gereicht 
hat. Die Grünen Kanton Bern bedanken sich 
bei ihr für ihre wertvolle Arbeit während der 
letzten Legislatur. Silvia Lüthi wird sich als 
Gemeinderätin von Ins auf Gemeindeebne 
weiterhin für grüne Anliegen einsetzen. Ein 
grosser Dank gilt ebenfalls Thomas Heuber-
ger, der zurückgetreten ist. Der profilierte Ge-
sundheitspolitiker hat die Grünen seit 2001 
im Grossen Rat vertreten. Neben zahlreichen 
Kommissionen war er seit 2009 auch Mitglied 
des Büros des Grossen Rates.

Christine Häsler, 
Grossrätin, Fraktionspräsidentin Grüne

Pierre Amstutz
Instituteur retraité
Député depuis 2008
Arrondissement électoral 
Jura bernois, Corgémont

Antonio Bauen
Maschineningenieur HTL
Grossrat seit 2010
Wahlkreis Mittelland-Süd, 
Münsingen

Kilian Baumann, neu
Biobauer
Grossrat seit 2014
Wahlkreis Biel-Seeland, 
Suberg

Andrea de Meuron, neu
Mitinhaberin rundum 
mobil GmbH
Grossrätin seit 2014
Wahlkreis Thun, Thun

Rita Haudenschild
Biologin, Gemeinderätin
Grossrätin seit 2005
Wahlkreis Mittelland-Süd, 
Köniz

Christine Häsler
Leiterin Kommunikation
Grossrätin seit 2002
Wahlkreis Oberland, 
Burglauenen

Maria Iannino Gerber
IT- und Wirtschaftsing., 
Gemeinderätin
Grossrätin seit 2006
Mittelland-Nord, Wohlen

Natalie Imboden
Historikerin, Gewerk-
schaftssekretärin
Grossrätin seit 2010
Wahlkreis Stadt Bern (GB)

Bettina Keller
Musikerin, Musiklehrerin
Grossrätin seit 2006
Wahlkreis Stadt Bern 
(GFL), Wohlen

Blaise Kropf
Historiker, Gewerk-
schaftssekretär
Grossrat seit 2002
Wahlkreis Stadt Bern (GB)

Anna-Magdalena Linder
Lehrerin Sekundarstufe 1
Grossrätin seit 2009
Wahlkreis Stadt Bern 
(GFL)

Urs Muntwyler
Elektro-Ingenieur, Profes-
sor für Photovoltaik
Grossrat seit 2012
Mittelland-Nord, Bern

Daphné Rüfenacht
dipl. Geographin
Grossrätin seit 2011
Wahlkreis Biel-Seeland, 
Biel

Hasim Sancar
dipl. Sozialarbeiter HFS
Grossrat seit 2012
Wahlkreis Stadt Bern (GB)

Michel Seiler, neu
Handwerker, Heimleiter
Grossrat seit 2014 
Wahlkreis Emmental, 
Trubschachen
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Nicht einmal eine Berufslehre 
schützt vor Tieflöhnen: Rund 
120000 Menschen in der 
Schweiz verdienen trotz Lehr-
abschluss weniger als 4000 

Franken. Viele von ihnen sind Verkäuferinnen 
bei internationalen Modeketten, die riesige 
Gewinne auf die Konten der Aktionäre spülen.

Tieflöhne als Teil der Lohndiskriminierung 
von Frauen 
Mehr als zwei Drittel der Tieflohnempfänge-
rInnen sind Frauen. Sie verdienen nicht nur 
bei einer Vollzeiterwerbstätigkeit weniger 
als 4000 Franken im Monat, sondern arbeiten 
häufig Teilzeit zu sehr tiefen Stundensätzen. 
Beides wirkt sich negativ auf die soziale Absi-
cherung aus. Nur 21 Prozent der ausbezahlten 
Pensionskassen-Gelder gehen in Frauenhän-
de. Umso stärker sind Frauen neben der AHV 
auf staatliche Ergänzungsleistungen (EL) an-
gewiesen. 

Heute gilt: Je grösser der Frauenanteil in 
einer Branche, desto mehr Tieflohnbeschäf-
tigte. Tieflöhne folgen also nicht der Logik 

Eidgenössische Abstimmung vom 18. Mai 2014

Ja zur Mindestlohn-
Initiative
Rund 330000 Menschen in der Schweiz verdienen für eine Vollzeiterwerbsarbeit weniger als 
4000 Franken im Monat. Sie arbeiten hart dafür, zum Beispiel in der privaten Pflege, im Gast-
gewerbe oder in der Reinigung. Doch Ende Monat haben sie zu wenig Geld, um den Zahnarzt 
oder das Skilager der Kinder zu bezahlen. Am 18. Mai können wir hier Gegensteuer geben.

des Marktes, sondern haben mit der man-
gelnden Wertschätzung von Arbeiten zu tun, 
die eng an die traditionelle Hauswirtschaft 
gekoppelt sind. Unter diesen Vorurteilen lei-
den auch typische «Männerberufe», z.B. im 
Gartenbau oder in der Landwirtschaft. Alles 
sind Arbeiten im Bereich des ortsgebundenen 
«Binnenmarktes», die nicht ins Ausland ver-
schoben werden können. 

Gerechtere Löhne statt Staatskrücke
Die Mindestlohn-Initiative ist ein dringend 
benötigter Vitaminschub für die zu tiefen 
Frauenlöhne, sie stärkt den Wert von gesell-
schaftlich wichtigen Arbeiten und sie ent-
lastet den Staat, der heute tiefe Löhne über 
Sozialhilfe oder Ergänzungsleistungen aus-
gleichen muss. Für «besondere Arbeitsver-
hältnisse» sind differenzierte Lösungen mög-
lich. Die Grünen haben die Initiative deshalb 
bereits bei der Lancierung unterstützt und 
empfehlen ein Ja am 18. Mai.

Regula Rytz, Nationalrätin Grüne, 
Co-Präsidentin Grüne Schweiz

Frauen sind häufiger von Tieflöhnen betroffen als Männer: Sieben von zehn Personen mit 
Monatslöhnen unter 4000 Franken (bei Vollzeit) sind Frauen.

Pädophilen-Initiative: 
Gegenvorschlag 
schützt Kinder 
besser

Die Pädophilen-Initiative ist 
einmal mehr ein Vorstoss, der 
mehr Symbolpolitik als Pro-
blemlösung beinhaltet. Der 
Handlungsbedarf hingegen 
wurde erkannt: Wiederho-
lungstaten von pädosexuellen 
Straftätern müssen verhin-
dert werden. Die Revision 
des Strafgesetzbuchs, die 

als indirekter Gegenvorschlag gilt, sieht 
bereits wirksamere, umsetzbare Massnah-
men vor. Berufsverbote können ausgespro-
chen werden und Straftäter können auch 
von Tätigkeiten in Vereinen ferngehalten 
werden. Arbeitgeber werden verpflichtet, vor 
der Einstellung eines Arbeitnehmers einen 
Auszug aus dem Strafregister zu verlangen. 
Dies gilt beispielsweise für Kleinkinderzieher 
oder Juniorentrainer.
Im Gegensatz zur Initiative ermöglicht der 
Gegenvorschlag, dass die RichterInnen jeden 
Fall individuell beurteilen können. Ein zwin-
gendes Berufsverbot kann für bis zu zehn 
Jahre ausgesprochen werden. Zudem greift 
der Gegenvorschlag ein wichtiges Thema auf, 
über das die Initiative schweigt: Übergriffe 
innerhalb der Familie und der Verwandt-
schaft, die über 80 Prozent ausmachen. 
Dagegen soll ein Kontakt- und Rayonverbot 
eingeführt werden, das namentlich häusliche 
Gewalt und zwanghafte Belästigung verhin-
dern kann.
Niemand ist gegen den Schutz unserer Kin-
der. Aber die Initiative tritt sämtliche Rechts-
grundsätze mit Füssen. Kapitalverbrechen 
und Bagatellfälle werden von der Initiative 
gleich behandelt. Dies verletzt das Prinzip 
der Verhältnismässigkeit, ein Grundprinzip 
unseres Rechtssystems. Die Initiative steht 
damit auch in Konflikt mit dem Internationa-
len Recht. Übernehmen wir Verantwortung 
für ein wirksames und gerechtes Strafrecht, 
lehnen wir die Initiative ab und machen wir 
damit den Weg frei für den indirekten Ge-
genvorschlag, der unsere Kinder besser vor 
Straftaten schützt. 

Aline Trede, Nationalrätin Grüne
Alec von Graffenried, Nationalrat Grüne, 
Präsident der Kommission für 
Rechtsfragen NR
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 Parolen
 ■ Kanton Bern

■ Ja zur Volksinitiative «Mühleberg vom 
Netz» (s. Seite 4)
■ Nein zur Änderung des Gesetzes betref-
fend die Handänderungssteuer (s. Seite 3)
■ 2 x Ja zum Gesetz über die kantonalen 
Pensionskassen (Hauptvorlage und Even-
tualantrag); Stichfrage: Hauptvorlage 
(s. Seite 3)

■ National

■ Ja zum Bundesbeschluss über die medizi-
nische Grundversorgung (direkter Gegen-
entwurf zur Volksinitiative «Ja zur Haus-
arztmedizin»)
Die Grünen unterstützen den neuen Ver-
fassungstext zur Förderung der medizi-
nischen Grundversorgung als direkten 

Gegenentwurf zur Volksinitiative «Ja zur 
Hausarztmedizin». Diese haben die Ini-
tiantInnen inzwischen zurückgezogen. 
Ein Ja am 18. Mai bringt nicht nur eine 
Stärkung der HausärztInnen sondern der 
gesamten Grundversorgung, was ein rich-
tiger Ansatz ist. Den Worten müssen dann 
noch mehr Taten folgen: mehr Gesundheits-
personal ausbilden, bessere Entschädi-
gung der Grundversorgung, mehr Versor-
gungsforschung.
■ Nein zur Volksinitiative «Pädophile sol-
len nicht mehr mit Kindern arbeiten dür-
fen» (s. Seite 7)
■ Ja zur Volksinitiative «Für den Schutz 
fairer Löhne (Mindestlohn-Initiative)» 
(s. Seite 7)
■ Nein zum Bundesgesetz über den Fonds 
zur Beschaffung des Kampffl ugzeugs 
Gripen (s. oben)
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Die Schweizer Luftkampffl ot-
te ist bereits heute überdi-
mensioniert. Auf die Grösse 
des zu schützenden Raumes 
bezogen ist sie drei bis fünf-
mal grösser im Vergleich mit 
anderen Staaten Europas. 
Zudem ist auch gemäss dem 
Nachrichtendienst des Bun-
des eine militärische Bedro-

hung für unser Land in absehbarer Zeit aus-
zuschliessen. Heute braucht die Schweiz eine 
Luftwaffe ausschliesslich für die sogenannte 
Luftpolizei, also zum Schutz unseres Luft-
raums. Diese Aufgaben nehmen die F/A-18 
wahr. Der Gripen soll die Luftwaffe hingegen 
wieder «erdkampffähig» machen, also für den 
Fall eines konventionellen Kriegs angeschafft 
werden. 

Es gibt keinen einleuchtenden Grund für 
den Kauf neuer Kampffl ugzeuge. Ausserdem 
ist es aus wirtschaftlichen Gründen unsinnig, 
gerade jetzt neue Militärfl ieger zu kaufen. 
Selbst der Armeechef hat beteuert, dass die 
eben erst nachgerüsteten F/A-18 noch bis 2035 
fl iegen und unseren Luftraum schützen wer-

Eidgenössische Abstimmung vom 18. Mai 2014

Nein zum unnötigen Gripen

den. Wenn wir also in zwölf Jahren einen Ersatz 
planen, wäre dies längstens früh genug – wenn 
er sich dann als notwendig erweisen sollte. 
Deshalb werden auch von IngenieurInnen und 
ehemaligen Armeeangehörigen Stimmen laut, 
welche sich aus technischer Sicht gegen den 
Gripen aussprechen. Beachtlich ist übrigens 
auch die Liste der Länder, welche das Angebot 
der schwedischen SAAB zum Gripen abgelehnt 
haben.

Keine Verschleuderung von Steuermilliarden 
für Papierfl ieger
Der Gripen Kampfjet existiert heute nur auf 

Die Schweizer Bevölkerung kann dank eines 
Referendums darüber abstimmen, ob die 
Schweiz 22 neue Kampffl ugzeuge des Typs 
Gripen kaufen will oder nicht. Wir Grüne wol-
len nicht. Die Flugzeuge sind unnötig und die 
10 Milliarden Franken können für sinnvolle-
res investiert werden. 

Delegiertenversammlung der Grünen Schweiz vom 29. März: Die Delegierten versenken 
den viel zu teuren Papierfl ieger Gripen.

dem Papier. Die Schweiz müsste mehr als 
eine Milliarde Franken im Voraus bezahlen, 
ohne zu wissen, ob die Gripen jemals fl iegen 
und was sie schlussendlich kosten werden. 
Der gleiche Umstand führte zur sogenann-
ten «Mirage-Affäre». Die Beschaffung dieser 
Kampffl ugzeuge hat eine massive Kosten-
überschreitung verursacht. Deshalb sollten 
wir uns davor hüten, noch einmal einen Pa-
pierfl ieger zu kaufen.

Geopolitische, militärische, technische 
und wirtschaftliche Gründe sprechen klar ge-
gen den Kauf neuer Kampfjets, lassen wir es 
daher bleiben und stimmen mit gutem Gewis-
sen Nein zum Gripen-Fonds-Gesetz.

Aline Trede, Nationalrätin Grüne, Mitglied 
Sicherheitspolitische Kommission NR
Alec von Graffenried, Nationalrat Grüne


